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n LESERBRIEFE

Azubis fördern
„Facharbeiter sind die besten Be-
rater“ (Nr. 29-30/18, ws)
Ich kann Frau Pfeiffer nur zustim-
men. Ich bilde verstärkt aus, ob-
wohl wir nur ein kleines mittelstän-
diges Unternehmen sind mit ca. 60 
Mitarbeitern, wovon einige Studen-
ten sind. Wenn sich ein Mitarbeiter 
nach abgeschlossener Ausbildung 
weiter qualifizieren möchte, finan-
zieren wir auch dies, bei entspre-
chender Qualifikation und entspre-
chendem Engagement.  
 Andreas Gallasch,  
GF Software Factory GmbH  

Riskantes Löten
„Die Mirage und der Mossad“  
(Nr. 23/18, pst)
Ich habe von 1971 bis 1974 den Be-
ruf des Elektromechanikers beim 
Hamburger Flugzeugbau/ MBB ge-
lernt. Damals waren die Abstürze 
der Starfighter ein großes Thema. 
Ich erinnere mich, dass die Ergeb-
nisse der langen Untersuchungsrei-
hen über die Absturzursachen ein-
deutig ergeben haben, dass die 
elektrischen Verbindungen in fast 
allen Komponenten durch Lötver-
bindungen erfolgten. Die Lötver-
bindungen erwiesen sich als ris-
kant, weil sie sich unter Druck in 
den Kontakten lösen konnten und 
damit die Funktionen versagten. 
Daher werden heute alle entspre-
chenden Verbindungen gecrimpt!
 Kay Bauer, Hamburg

Trügerischer Turm
„Im Westen viel Neues“  
(Nr. 29-30/18, cer)
Ein schönes Bild der Abenddämme-
rung über einem Industriedenkmal. 
Wer aber die Zeche Prosper II mit 
dem Schacht 2 nicht kennt, und um 
diesen Schacht dürfte es nach mei-
ner Einschätzung gehen, wird auf 
diesem Bild wohl keinen Malakoff-
turm erkennen. Damit wird im Ur-
sprung ein Vollziegelgebäude mit 
innen liegender Maschineneinrich-
tung bezeichnet. Nur im unteren 
Schattenriss lassen sich die Zinnen 
eines Ziegelgebäudes erahnen. 
Deutlich sichtbar ist das Stahlför-
dergerüst, das etwa 50 Jahre später 
in den 1871 gebauten Malakoffturm 
eingezogen wurde. Der alte Turm 
blieb dabei erhalten.
  Wolfgang Kraemer, Luckenbach

Herr Kraemer hat recht, es handelt 
sich um den Schacht 2 der Zeche 
Prosper Haniel II, dem Malakoff-
turm mit dem eingezogenen För-
dergerüst in Bottrop.  cer

n KONTAKT

n Leider können wir von den vielen 
Briefen und Mails zu unseren Artikeln 
nur einen kleinen Teil veröffentlichen. 
Oft müssen wir kürzen, damit möglichst 
viele Leser zu Wort kommen. 

n Redaktion VDI nachrichten, 
Postfach 101054, 40001 Düsseldorf, 
leserbriefe@vdi-nachrichten.com

n POLITISCHES PRISMA

Personalnot

 
Thomas Lutz:  
Sucht Personal für die Auf-
klärung der Dieselaffäre.  
Foto: dpa Picture-Alliance/Sebstian Gollnow 

Die TV-Serie „Schwarz Rot Gold“ um den Zoller-
mittler Zaluskowski war in den 1980er-Jahren ein 
Quotenhit. Heute scheint Wirtschaftskriminalität 
weniger attraktiv. Thomas Lutz, Abteilungsleiter 
beim LKA Baden-Württemberg: „In den eigenen 
Reihen besteht nur verhaltenes Interesse an der 
komplexen Materie.“ Lutz sucht händeringend 
neues Personal, um die Abgasaffäre rund um 
Daimler, Porsche und Bosch aufzuarbeiten. Da-
bei mussten sich die Ermittler laut Lutz viel tech-
nisches Fachwissen aneignen, auch IT-Wissen 
scheint nötig angesichts von 1 PByte an sicherge-
stellten Daten. Klingt nach einem interessanten 
Job für Ingenieure, aber die werden in der Auto-
industrie sicher besser bezahlt.  jdb

Tugenden von gestern

 
Michael Lohscheller: 
Will Opel noch deutscher 
machen. 
Foto: Opel Automobile GmbH 

„Opel wird noch deutscher, als es jemals war“, 
verspricht Vorstandschef Michael Lohscheller. Die 
steile These klingt noch weniger überzeugend, 
weil unbekannt ist, wie es mit den Arbeitsplätzen 
im Entwicklungszentrum von Opel weitergeht. 
Weil auch noch die künftigen Modelle auf zwei 
Plattformen der französischen Mutter PSA beru-
hen werden, stellt sich die Frage, wo die Inge-
nieurtugenden herkommen sollen, die einst die 
Solidität made in Rüsselsheim sicherstellten. 
Doch die Zeiten, als Opel so deutsch war, dass 
Herbert Grönemeyer dem Kadett ein Lied wid-
mete, sie kommen nicht wieder. Das kann auch 
Lohscheller nicht ändern.  pst

Arme Passagiere

  
Michael O’Leary:  
Nimmt Chaos an  
deutschen Flughäfen  
in Kauf. Foto:Ryanair DAC

Wenn zwei sich streiten, verlieren Dritte. Kon-
kret: Weil Ryanair-Chef Michael O’Leary Ge-
werkschaften für Teufelszeug hält und seinen 
Piloten eine Gehaltserhöhung vorenthält, wird 
es für viele Passagiere am Flughafen wohl bald 
etwas länger dauern. Die Startbahn in den Streik 
ist jedenfalls breit asphaltiert: Satte 96 % aller in 
Deutschland stationierten Piloten von Europas 
größtem Billigflieger stimmten am Montag für 
einen Arbeitskampf. Nüchtern betrachtet ist das 
zynisch: O’Learys Vermögen wird auf über 
800 Mio. € taxiert. Und die Piloten verdienen 
zwar weniger als ihre Kollegen bei anderen Air-
lines. Aber 90 000 € Jahresgehalt sind doch kein 
Pappenstiel! Die meisten Kunden von Ryanair 
haben jedenfalls deutlich weniger auf dem Ge-
haltszettel.   sta

n psteinmueller@vdi-nachrichten.com

Von Dieter W. Heumann

VDI nachrichten: Herr Sinn, 
auf dem jüngsten EU-Gipfel woll-
ten die Staatschefs über Reformen 
im Euroraum verhandeln, um den 
aufgetürmten Problemen entge-
genwirken zu können. Die Themen 
wurden aber auf Dezember ver-
tagt. Warum kommen die Refor-
men nicht voran?
Sinn: In der EU gibt es grundsätzli-
che Meinungsverschiedenheiten zu 
wichtigsten Fragen. So will Macron 
Geld für den Süden, u. a. indem die 
Einlagen der Banken gemeinsam 
gesichert werden. Frau Merkel lässt 
es an wirkungsvollem Widerstand 
fehlen. Und unter Führung der Nie-
derlande votieren die anderen nörd-
lichen Staaten strikt dagegen. Bisher 
haben sich überhaupt erst acht EU-
Länder von insgesamt 28 zu Ma-
crons Vorschlägen geäußert. 

Das EU-Führungsduo Merkel und 
Macron legt immer wieder Vor-
schläge vor, um Reformen und ei-
ne engere Konvergenz in Europa 
zu erreichen. Aber prallen hier 
nicht unterschiedlichste Wirt-
schaftskulturen aufeinander?
Ja, die Deutschen setzen mehr auf 
Verträge, obwohl es in Europa kein 
Gericht gibt, in dem deutsche Rich-
ter auch nur halbwegs anteilig ver-
treten sind. Die Franzosen setzen 
auf die Schaffung von Entschei-
dungsgremien. Dabei achten sie 
sorgfältig auf deren Zusammenset-
zung und Stimmverhältnisse, damit 
die „richtigen“ Entscheidungen zu-
stande kommen. Beide haben aber 
unterschiedlichste Interessen: 
Frankreich hängt sehr am Mittel-
meerraum. Vor allem sind die fran-
zösischen Banken dort kreditmäßig 
stark engagiert und französische 
Unternehmen beliefern in erhebli-
chem Maße Südeuropa. Der Fokus 
der Deutschen liegt dagegen eher in 
Osteuropa. So wichtig die deutsch-
französische Achse ist – ich finde, 
Deutschland gibt zu viele Eigeninte-
ressen auf. 

Die Probleme des Euroraums sind 
existenziell und in Sachen Konver-
genz wartet man schon lange auf 
Fortschritte. Sehen Sie den Euro-
raum in fünf Jahren in gleicher Zu-
sammensetzung wie heute?
Solange die Deutschen, aber auch 
andere Nordeuropäer, bereit sind, 

ihr Portemonnaie auf den Tisch zu 
legen und weiterhin Bürgschaften 
geben, bleibt der Euroraum mit all 
seinen Mitgliedsländern erhalten.

Aber vielleicht gibt es auch ande-
re Lösungen?
Ich bin überzeugt, wenn man sich 
dazu durchringen könnte, eine at-
mende Währungsunion zu schaffen 
– die es Ländern, die mit großen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
kämpfen, gestattet, vorübergehend 
den Währungsverbund zu verlassen 
und sich über die Abwertung einer 
eigenen nationalen Währung wie-
der international wettbewerbsfähig 
zu machen – dann würde das den 
jetzt krankenden Ländern Südeuro-
pas wieder auf die Beine helfen. Ge-
stärkt würde auch die gesamte Wäh-
rungsunion und letztlich auch die 
EU. Europa kann es sich nicht län-
ger leisten, angesichts des Erstar-
kens von China sowie des gesamten 
pazifischen Raums und des Säbel-
rasselns eines US-Präsidenten den 
eingeschlagenen Weg der Schwäche 
fortzusetzen, bei dem Südeuropa 
sich weitgehend aus dem Wettbe-
werbsmarkt verabschiedet. 

Es gilt, die derzeitigen wirtschaft-
lichen Probleme mithilfe funda-
mentaler Reformen anzugehen. Das 
geht nur, indem man nicht weiter-
hin krampfhaft an der Mitglied-
schaft jedes einzelnen Eurolandes 
festhält. 

 EU-Finanzkommissar Muscovici er-
klärte jüngst, die griechische Krise 
sei vorbei. Gleichzeitig soll Grie-
chenland 15 Mrd. € sowie Schul-
denerleichterungen erhalten. 
Sieht eine „Rückkehr in die Nor-
malität“ nicht anders aus? 
Das ist keine Rückkehr in die Nor-
malität, das ist ein viertes Rettungs-
paket, das nur nicht so genannt 
wird.

Der deutsche Bundestag hat die 
„abschließenden Griechenlandhil-
fen“ Ende Juni abgesegnet. Gleich-
zeitig erhält die deutsche Kanzle-
rin im europäischen Flüchtlings-
streit Unterstützung vom grie-
chischen Regierungschef Tsipras.
Die Flüchtlingskrise, die uns die 
Kanzlerin eingebrockt hat, hat 
Deutschland erpressbar gemacht. 
Jetzt muss Deutschland anderen 
Ländern durch Geldleistungen ent-
gegenkommen, bis hin zur Transfer-
union des französischen Präsiden-
ten Macron, damit sie wenigstens 
halbwegs bereit sind, auf die deut-
schen Wünsche zu einer Verteilung 
der Flüchtlinge einzugehen. 

Die Transferunion ist also schon 
Realität? 
Nicht offiziell, aber durch die vielen 
privaten und öffentlichen Kredite, 
die bereits im Rahmen von Ret-
tungsaktionen für den Süden geflos-
sen sind, ist der Grundstein für die 
Transferunion bereits gelegt: Ein 
Großteil der Kredite ist nicht oder 
nur unzureichend besichert. Man 
wird sie weiter verlängern und ir-
gendwann streichen. Damit mutie-
ren die Kredite zu Transfers. Macron 
hat in seiner Sorbonne-Rede eine 
Vertragsänderung für eine Transfer-
union gefordert. Auch die Länder 
Südeuropas wollen an das Geld des 
Nordens. 

Verglichen mit den wirtschaftli-
chen Problemen in Italien wirkt 
die Krise in Griechenland harmlos. 

Hans-Werner Sinn
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Solange die Deutschen ihr 
Portemonnaie auf den Tisch le-
gen, bleibt der Euroraum mit al-
len seinen Mitgliedern erhalten, 
meint Wirtschaftsexperte Sinn. 
Foto: Axel Griesch/Finanz-Verlag GmbH/laif

Die EZB-Geldpolitik hat die Zinsen 
gegen Null getrieben und im ge-
samten Euroraum sehen wir eine 
konjunkturelle Erholung. Haben 
die hoch verschuldeten Eurostaa-
ten die Chance genutzt und ihre 
Schulden merklich reduziert sowie 
ihre Wirtschaften zu mehr Wettbe-
werbsfähigkeit umstrukturiert?
Man muss differenzieren: In Grie-
chenland und Spanien ist die Wett-
bewerbsfähigkeit gestiegen, wenn 
auch lange nicht so weit, dass die 
Länder wieder aufatmen können. In 
Portugal und Italien ist dagegen gar 
nichts Messbares passiert. An der 
Entwicklung der Preise kann man 
die Wettbewerbsfähigkeit messen 
und da wurden in den letzten zehn 
 Jahren sowohl in Italien aber auch 
in Portugal keine Fortschritte er-
zielt. In Relation zu Deutsch-
land liegt das italienische 
Preisniveau heute noch im-
mer um 38 % höher als 1995. 
Wie soll da exportiert wer-
den? 

Jüngst kündigte EZB-Präsi-
dent Mario Draghi an, die 
Anleihekäufe im letzten 
Quartal auf 15 Mrd. € je 
Monat zu halbieren und 
zum Jahresende 2018 zu 
beenden. Wie bewerten 
Sie diese Absicht?
Das ist zu begrüßen, aber längst 
überfällig. Aufkäufe von Anleihen 
hätten erst gar nicht geschehen dür-
fen. Die Käufe der Staatspapiere 
sind eine verbotene Staatsfinanzie-
rung. Diese Politik verlässt den Bo-
den solider Geldpolitik, weil sie fis-
kalisch motiviert ist: Die EZB rettet 
marode Bankensysteme und Staa-
ten, die eigentlich zahlungsunfähig 
sind.

In Deutschland hat die Angst vor 
einem internationalen Handels-
krieg zu einer Korrektur der 
Wachstumsprognosen nach unten 
geführt. Wird es zu einer konjunk-

„Die Flüchtlingskrise 
hat Deutschland 
erpressbar gemacht“
Europa: Warum Deutschland in der EU momentan zu viele Eigeninteressen 
aufgibt und weshalb der Herbst für die EU zur Krisenzeit werden könnte, 
erklärt der Ökonom Hans-Werner Sinn im Interview. 

Wären die hohe Schuldenlast und 
die große Zahl fauler, uneinbring-
licher Kredite italienischer Banken 
im Ernstfall überhaupt durch die 
Eurozone finanziell zu schultern?
Die faulen Kredite italienischer Ban-
ken liegen – je nach Quelle – zwi-
schen 11 % und 16 % ihrer gesamten 
Ausleihungen – das ist mehr als die 
Hälfte des gesamten Eigenkapitals 
des italienischen Bankensystems. 
Aber diese ausgewiesen faulen Kre-
dite zeigen nur die Spitze des Eis-
bergs: Heute kauft die EZB den Ban-
ken Staats- und Unternehmensan-
leihen ab, die eine schlechte Bonität 
aufweisen. Würde bei den Zinsen 
wieder Normalität einkehren, dann 
würde sich der Bestand an faulen 
Krediten dramatisch vergrößern.

Wann könnte die italienische Krise 
offen ausbrechen? 
Eigentlich ist sie bereits ausgebro-
chen. Nach den Wahlen in Italien 
sind die Spreads kräftig in die Höhe 
geschnellt. Die neue Regierung will 
die Steuern senken und gleichzeitig 
ein Sozialprogramm in Richtung be-
dingungsloses Grundeinkommen 
einführen. Das kostet mindestens 
5 % des Bruttoinlandprodukts. Wei-
tere 5 % wären als Zinsen hinzuzu-
rechnen, wenn der Zinssatz wieder 
auf Normalniveau steigen würde. 
Dann läge das Defizit rechnerisch 
schon weit über 10 %. Ich sage da-
mit nicht, dass das so kommen wird. 
Die Zinsnormalisierung werden die 
Schuldenländer mit ihrer Stimmen-
mehrheit im EZB-Rat schon zu ver-
hindern wissen. Ich sage nur, was an 
potenziellen Problemen in der Luft 
hängt. Es zeichnet sich ein erhebli-
cher Konflikt mit der EU-Kommissi-
on ab. Ich erwarte einen heißen 
Herbst, wenn die italienischen Ver-
schuldungspläne und deren Finan-
zierungswünsche – Kredite und 
Transfers – in Brüssel auf den Tisch 
kommen. Erneute Austrittsdrohun-
gen aus der Währungsunion sind 
nicht auszuschließen.

turellen Abschwächung kommen?
Die jüngsten Umfragen des ifo Insti-
tuts haben eine deutliche Ver-
schlechterung der immer noch 
prächtigen Geschäftserwartungen 
der Unternehmen gezeigt. Es ziehen 
dunklere Wolken heran, aber die 
Sonne scheint. Es kommt darauf an, 
wie man auf die Drohungen des US-
Präsidenten mit höheren Zöllen auf 
Automobilimporte in die USA rea-
gieren wird. Der französische Wirt-
schaftsminister fordert, dass die EU 
mit höheren Zöllen antworten soll. 
Täte sie dies, würde sie einen ver-
lustreichen Handelskrieg mit den 
USA riskieren. Die deutsche Auto-
mobilindustrie wäre besonders hart 
betroffen, weil der amerikanische 
Markt zu ihren wichtigsten Absatz-
märkten zählt. Da die Autoindustrie 
hierzulande eine Schlüsselindustrie 
ist, würden auch weite Teile der 
deutschen Wirtschaft in Mitleiden-
schaft gezogen. 

Rachezölle sind also keine wirkli-
che Option. Wie sollte die EU 
dann vorgehen? 
Es wäre wesentlich besser, Amerika-
ner und Europäer würden an einer 
gemeinsamen Senkung der Zölle ar-

beiten. Die EU könnte sogar an-
bieten, dass sie die 10 %igen 
Zölle auf Autos abschafft, wenn 
die USA ihre Zölle in Höhe von 
2,5 % fallen ließen. Mit Blick auf 
die Zwischenwahlen im US-
Kongress Anfang Oktober könn-
te Trump die Abschaffung von 
Zöllen sogar als seinen Sieg ver-
kaufen. Bei der geringen Zahl 
amerikanischer Autoimporte in 
Europa wäre ein Zollfortfall für 
uns kein großer Verlust.

Einen solchen Vorschlag hat der 
US-Botschafter in Berlin den deut-
schen Autobossen bereits unter-
breitet. Die Bundeskanzlerin hat 
sich dann wohlwollend einge-
schaltet, aber gesagt, dass Brüs-
sel für solche Verhandlungen zu-
ständig sei.
Frau Merkel weiß, dass sie die Brüs-
seler Zuständigkeit nicht offiziell in-
frage stellen darf. Aber unter der 
Hand wird sie hier sicherlich aktiv. 
Es hängt zu viel davon ab. In Brüssel 
ist man im Hinblick auf einen Han-
delskrieg mit den USA nicht so sen-
sibel wie es Deutschland sein muss. 
Die meisten EU-Länder sind keine 
größeren Automobilexporteure.  cb 
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